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Keueſte Tagesnachrichten
Jn der Nationalver ſammlung wird die zweite

Leſung der Verfaſſungs vorlage beendet.

Jn Wiesbaden vechnet man mit einem neuen
putſch für die rheiniſche Republik.

J 171
Der Kohlenſtreik in England hat einen ſehr

ernſten Charakter angenommen.

Jn den Vereinigken Staaten dehnt ſich die
Streikbewegung immer mehr aus.

Der polniſche Miniſterrat beſchloß, die De
miſſion des Geſamtkabinetts zu überreichen.

Die Regierung Belag Khuns ſoll geſt ürzt und durch
ein Triumvirat erſetzt worden ſein.

Lebensdauer der Vationalverſammlung

(Von unſerem Berliner Mitarbeiter.)
Eine aus Weimar kommende Mitteilung will wiſſen,

daß im Januar 1920 Wahlen zum deutſchen Reichstage
ſtattfinden ſollen und damit alſo die Nationalverſammlung

ihr Daſein beſchließen werde.
Faſſung unzutreffend. Richtig

Die Meldung iſt in dieſer
iſt an ihr nur, daß im

Aelteſtenrat der Nationalverſammlung die Frage der Neu-
wahlen erörtert wurde und dabei die Meinung zum Aus

druck kam, daß die Tätigkeit der Nationalverſammlung mit
dem Ende dieſes Jghres erledigt ſein werde, ſo daß zu Be
ginn des kommenden Jahres Neuwahlen ſtattfinden könn-

ten, wobei jedoch ausdrücklich betont ſei, daß es ſich nur um
eine Mutmaßung, nicht aber um einen Beſchluß oder
auch nur um eine feſtgelegte Anſchauung handelte. Jn
Wahrheit iſt unterdeſſen der Nationalverſammlung ſo viel
neues geſetzgeberiſches Material zugegangen, und es iſt ihr
noch ſo viel weiteres in Ausſicht geſtellt worden, daß es um
ſomehr, da im nächſten Monat die Parlamentsferien ein
treten werden,
Jahr hinein ſicherlich nicht fehlen würde. Jſt es doch über
haupt nicht zu leugnen, daß die Nationalverſammlung ihren

an Arbeitsmaterial bis weit in das nächſte

Charakter als konſtituierende Verſammlung
immer mehr verloren hat und zum großen Teil bereits eine
legislative Arbeit verrichtet, für die eigentlich der normale

Reichstag zuſtändig wäre. Denn wenn auch die Wahlen
ſeinerzeit nur für die verfaſſunggebende Nationalverſamm-

lung ausgeſchrieben wurden, ſo haben doch die nicht abzu
weiſenden Staatsnotwendigkeiten die Praxis ſo geſtaltet,
daß das Weimarer Parlament zum Teil als Reichs

tagserſatz fungieren mußte.
Trotzdem iſt es ſelbſtverſtändlich und darüber beſteht

Einmütigkeit, daß die Nationalverſammlung nicht etwa
den Reichstag inſofern erſetzen ſoll, daß ſie für die Dauer
der für den Reichstag vorgeſehenen Legislaturperiode,
nämlich fünf Jahre, in Tätigkeit bleibt. Regierung und

Parlament ſind einig darüber, daß das konſtituierende
Parlament gehen ſoll, wenn es die dringlichſte geſetz

geberiſche Arbeit vollbracht hat, und nur über den Zeit
punkt herrſchen Meinungsverſchiedenheiten. Bei den Par
teien der Rechten und auf der äußerſten Linken iſt man

t für baldige Anſetzung von Neuwahlen, während die beiden
Regierungsparteien,
und auch die Demokraten mit wenigen Ausnahmen der
Meinung ſind, daß angeſichts der uns ohnehin beſchiedenen,

nicht abreißenden inneren Kämpfe ein Wahlkampf
ſehr unerwünſcht wäre, da er naturgemäß die außerordent-

lich ſtarke Spannung noch vermehren müßte. Zu dieſen
allgemeinen Gründen, die gegen eine baldige Verab-
ſchiedung der Nationalverſammlung ſprechen, treten noch
beſondere Schwierigkeiten, welche die Ausführung jener

Mehrheitsſozialiſten und Zentrum,

Abſicht ſehr erſchweren, wenn nicht gar unmöglich machen.
Die Vorausſetzung von Neuwahlen würde die Schaffung

eines Wahlgeſetzes ſein, durch welches die Zahl der
Mandate und die Einteilung der Wahlkreiſe feſtgelegt wird.
Das iſt aber wohl nicht gut durchzuführen, bevor der künf
tige Umfang des Reichsgebietes endgiltig feſtgelegt iſt,
was aber erſt der Fall ſein wird, nachdem die im Friedens

vertrag von Verſailles für einzelne Teile des Reiches vor

Mittwoch, 25. Juli
verſtändlich kann hierbei nicht das Saargebiet in Frage
kommen, das für die Dauer von 15 Jabren vom Deutſchen
Reiche abgetrennt iſt und deſſen Schickſal ſich erſt dann ent

ſcheidet. Wohl aber gilt dies für die ſtritti gen Ge
biete im Oſten welche von den Alliierten bis zur er
folgten Volksabſtimmung gleichſam als neutral angeſehen
werden und in denen ſie zweifellos die Abhaltung von
Wahlen zum Deutſchen Reichstage verhindern würden.

Da beiſpielsweiſe für die Volksabſtimmung in Ober-
ſchleſien eine Befriſtung von 6 bis 18 Monaten nach der
Uebernahme der Verwaltung durch die von den Alliierten
dazu beſtimmte Kommiſſion vorgeſehen iſt, kann mithin,
je nachdem, ob die Alliierten ſich mit der Abſtimmung be-
eilen oder ſie verzögern, noch geraume Zeit bis zur Ab-
haltung ungehemmter Reichstagswahlen vergehen. Daß
die unſerem direkten Einfluß während der Zeit der Ab-
ſtimmung im weſentlichen entzogenen Gebiete trotzdem in
der Nationalverſammlung zunächſt weiter vertreten bleiben,
können wir im Gegenſatz zu der von einigen Seiten ver-
tretenen Anſchauung nicht als einen Mißſtand, ſondern
vielmehr als durchaus wünſchenswert erachten. Wir
glauben, daß die im vorſtehenden dargelegte Auffaſſung
für die Stellungnahme des Reichskabinetts zu dieſer Frage
entſcheidend ſein wird, ſo daß alſo nicht ſobald mit einer
Verabſchiedung der Nationalverſammlung und der Aus-
ſchreibung von Neuwahlen zum Deutſchen Reichstage zu
rechnen iſt.

x

Oeſterreichs Friede unannehmbar
Verſailles, 22. Juli.

Staatskanzler Renner hat geſtern nachmittag Saint-
Germain verlaſſen, um ſich nach Feldkirch zu begeben.
Er trifft dort mit dem Staatsſekretär Bauer zuſammen.
Staatskanzler Renner wird Sonntag wieder in Saint-Ger-
main eintreffen. Vor ſeiner Abreiſe erklärte er einem Vertreter
der Radio-Agentur, der Vertrag ſei unannehmbar.
Deutſchland habe man hart behandelt, die Oeſterreicher
aber würden doppelt und dreifach getroffen.
Deutſchöſterreich verliere zwei Fünftel ſeiner Bevölkerung und in
wirtſchaftlicher Beziehung acht Neuntel ſeiner Erwerbsquellen.

Triumvirat in Ungarn
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

S Rotterdam, 22. Juli.
Aus Paris wird gemeldet: Eine aus Budap eſt hier einge

troffene Nachricht befagt, daß die Regierung Bela Khuns ge
ſtürzt und durch ein Triumvirat erſetzt worden ſei. Die
Namen der neuen Männer ſind noch nicht genannt. Bela
Khun ſoll nach Wien geflüchtet ſein. Obwohl die Nachricht
nicht beſtätigt iſt, glaubt man in Paris doch, daß der Sturz
durch die Auflöſung der Roten Armee veranlaßt
worden iſt.

Die Kaiſerfrage
Rotterdam, 22. Juli.

Der Londoner Berichterſtatter des „Nieuwe Rotterdamſche
Courant“ meldet, er erfahre von maßgebender Seite, daß die
Lage in der Kaiſerfrage jetzt folgende iſt: Die Alliierten
ſind der Anſicht, daß ſie den Prozeß nicht fallen laſſen
können, weil er einen Beſtandteil des Friedensvertrages bildet,
den ſie unterzeichnet haben, und zu deſſen Durchführung ſie ver
pflichtet ſind. Es iſt deshalb nutzlos, darüber zu debattieren, ob
es richtig oder falſch war, dieſe Bedingungen in den Vertrag auf
zunehmen. Es wird von Tag zu Tag wahrſcheinlicher, daß der
Prozeß nicht in London ſtattfindet. Holland wird
nicht erſucht werden, den Kaiſer auszuliefern, ſondern die
Alliierten werden die holländiſche Regierung um ſeine Ueber
gabe (overgave) bitten. Sie ſind der Anſicht, daß Holland
dann ſeine Bedenken gegen die Auslieferung fallen
laſſen wird.

Die Rheinrepublik ſpukt wieder
Frankfurt a. M., 22. Juli.

Aus Wiesbaden wird gemeldet: Man rechnet hier mit einem
neuen Putſch für die rheiniſche Republik. Seit
Samstag iſt die telegraphiſche Verbindung bis auf Handelstele-
gramme geſperrt. Dorten hat ſich eine Leibgarde von
30 Mann geſchaffen, die auf hundert erhöht werden ſoll. Oberſt
Pineau erſuchte den Wiesbadener Polizeipräſidenten, die Leib
garde in die Schutzmannſchaft einzureihen. Bisher hat ſich der
Polizeipräſident geweigert, dies zu tun. Die Ein und Aus
reiſeerlaubnis wird nur in außerordentlichen Fällen ge
geben. Sie iſt in den letzten Tagen ſehr rigoros gehandhabt
worden. Man behauptet, daß Geheimer Regierungsrat Droege
verhaftet worden iſt, um Dr. Koeter Platz zu machen.
Dr. Koeter war auch derjenige, der die Franzoſen auf Droege
aufmerkſam gemacht hatte, bei dem Schriftſtücke gefunden
wurden, auf Grund deren Dr. Springorum ins Gefängnis
wanderte. Die Schrift Dr. Kraemers iſt in einer Auflage
von einer Million Exemplaren gedruckt worden. Man fragt ſich,
woher die zur Herſtellung der Schrift notwendige Summe kommt.

Geſchäftsſtelle Berlin: Bernburger Str. 30. i JEigene Berliner Schriftleituna. Verlag und Druck von Otto Thiele, Balle- Saale

mehr zunehmenden Ausdehnung der

Fernruf Amt Kurfürſt Ur. 6290

Der Streik in Amerika
Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“

Kopenhagen, 22. Juli.
Die Vereinigten Staaten leiden unter einer immer

Streik bewegung.
Die „Times“ melden, daß im Hafen von NewYork 500
Dampfer ſtilliegen, da die Heizer und Maſchiniſten wegen zehn
prozentiger Lohnerhöhung ſtreiken. Auch in anderen Waſſer-
ſtraßen liegen weitere 700 Schiffe ſtill. Die Bemannung hat dort
aus dem gleichen Grunde die Axheit eingeſtellt. Die Zahl der
Streikenden vermehrt ſich ünunterbrochen. Jn Chicago
ſtreiken 80 000 Arbeiter. Auch in Boſton gärt es.

Der Kohlenſtreik in England
Amſterdam, 22. Juli.

Der Londoner Berichterſtatter des „Telegraaf“ berichtet,
daß der Kohlenſtreik in Horkſhire dadurch, daß 50 000
Arbeiter, die mit Pumpen und anderen allgemeinen Sicherungs
arbeiten beſchäftigt waren, die Arbeit niedergelegt
hoben, einen ſehr ernſten Charakter angenommen hat. Jn
Sheffield beſteht die Gefahr, daß die Stahl- und Ma-
ſchinenfabriken den Betrieb einſtweilen einſtellen
müſſen. Tauſende von Arbeitern ſind infolge der Kohlennot
ſchon jetzt ohne Arbeit. Die Führer der Bergarbeiter beurteilen
die Lage als ernſt. Smillie und andere Mitglieder der Lei-
tung des Bergarbeiterverbandes werden heute in London er-
wartet. Geddes iſt nach Yorkſhire abgereiſt. Der Be
richterſtatter der „Times“ meldet aus Sheffield, daß eine
in Süd-Yorkſhire eingeleitete Unterſuchung ergeben habe,
daß bereits drei Schlachtanlagen mit Waſſer vollgelaufen ſind.
Jn anderen Bergwerken ſtrömen große Waſſermengen ein. Die
Beamten der Bergwerke trachten die Pumpen in Gang zu halten.
Man befürchtet, daß heute auch die letzten Maſchiniſten die Arbeit
niederlegen werden, wodurch die Ventilation in Frage geſtellt
und die Wiedereröffnung des Betriebes erſchwert werden würde.
Ein Bergwerksbeſitzer ſprach die Befürchtung aus, daß die
Gruben, wenn die Ueberſchwemmung einen großen Umfang an
nehme, ganz geſchloſſen bleiben werden.

Die kritiſche Lage des engliſchen Kohlenbergbaues hat ſich

trotz des Entgegenkommens der Regierung in der Frage der
Verſtaatlichung der Kohlenminen, die in dem Bericht des mit der
Verſtaatlichungsvorlage beauftragten Richters Sankeh an das
Parlament gefordert, von den Konſervativen aber ſcharf be
kämpft wurde, zuſehends verſchlechtert. Die radikalen Agita-
toren fanden unter den über die Verſchleppung der Verſtaat-
lichung, die teuren Lebensmittelpreiſe, den zögernden Gang der
Demobiliſierung, die Einmiſchung in Rußland u. a. empörten
Bergarbeitern einen beſonders aufnahmefähigen Boden für ihre
kommuniſtiſchen Jdeale. Weiter aber wuchs die Entrüſtung der
Bergarbeiter, als ihnen von ſeiten der Regierung und der
Gegner der Verſtaatlichung die Verantwortung für die Steige-
rung der Kohlenpreiſe zugeſchoben wurde, trotzdem ihre Führer
dieſe Maßnahme als unklug und unnötig erklärt haben. Die
Haltung der Regierung iſt jedenfalls nicht eindeutig und hat
den Anſchein erweckt, ſie hintertreibe die bezüglich der Kohlen
minenverſtaatlichung gemachten Zugeſtändniſſe und verſuche die
öffentliche Meinung durch eine bewußt entſtellte Deutung der
Haltung der Arbeiter in der Frage der Kohlenpreiserhöhung
gegen dieſe einzunehmen. Dieſe Tatſachen muß man ſich gegen
wärtig halten, um die Verbitterung der Grubenarbeiter und den
Einfluß der bolſchewiſtiſchen Werbearbeit unter ihnen zu ver
ſtehen.

Bonar Law machte, einer Reutermeldung zufolge, dem
Unterhaus Mitteilung von der neuen Weigerung des Berg-
arbeiterverbandes, das Angebot der Regierung anzunehmen. Er
erklärte, die Erhöhung der Kohlenpreiſe um ſechs Schilling
für die Tonne werde am 21. Juli in Kraft treten.

Jn Norwegen
Der geſtrige Streiktag iſt in Norwegen ruhig verlaufen.

Nur aus Stavanger wird gemeldet, daß dort ein bolſche
wiſtiſcher Agitator äußerſt heftig aufgetreten iſt. Er hieß
ſeine Anhänger die Eiſenbahnſtation beſetzen, um den Verkehr
zu hindern. Mit aufgepflanzter Fahne ſtellten ſich die Roten vor
die Lokomotiven und hinderten die Züge am Abgehen.

Jn Jtalien
Lugano, 22. Juli.

Die beiden Streiktage ſind in ganz Jtalien ziemlich
ruhig verlaufen. Weder Eiſenbahn, noch Poſt und
Telegraphenamt haben vollſtändig geſtreikt. Der
Verkehr wurde, trotzdem 13 000 Arbeiter der Bahn ſtreik-
ten, aufrechter halten. Jn Rom und Neapel fanden
patriotiſche Kundgebungen ſtatt, bei denen immer wieder ge
ſchrien wurde: Nieder mit Lenin, nieder mit dem
Volſchewismus! Jn Nieder- und Mittelitalien
kam es zu ernſten Zwiſchenfällen, in Mailand
zu bewaffnetem Zu ſammenſtoß zwiſchen den Nationaliſten
und den Streikenden in Narwarra zu großen Tumplten,



Wird Herr Erzberger klagen?
Wenn wir nicht in dieſem, ausgerechnet dieſem

Staate lebten, mit dieſer Regierung, ſo wäre es undenk-
Bar, daß ein Miniſter, dem wiederholt in der Oeffentlichkeit
der Vorwurf bewußter Unwahrhaftigkeit gemacht wurde,
und nicht etwa von dieſem oder jenem, ſondern von Leuten
mit politiſchem Namen, im Amte bliebe, ohne gegen die
Beſchuldiger die Hilfe der Gerichte anzurufen. Unter dieſem
Regime iſt ſolches möglich; Herr Erzberger, deſſen eigen
artiger Wahrheitsfanatismus von jeher ein charakteriſtiſcher
Zug ſeines Weſens iſt, ſcheint eine merkwürdige Scheu vor
deutſchen Gerichten zu haben ſeit jenem Diebſtahlsprozeß.
Der Staatsminiſter a. D. Helfferich, der unter Beth-
manns Kanzlerſchaft dem Herrn Erzberger ſehr aus der
Nähe kennen gelernt hat, unternimmt es in der Kreuz
zeitung“, der Oeffentlichkeit ein Konterfei von der
moraliſchen Perſönlichkeit des derzeitigen Finanzminiſters
und Vizekanzlers zu enſtwerfen und ſchreibt:

Das unglückliche Verhältnis des Herrn zur Wahr
heit iſt nachgerade weltkundig, von jenem frühen Stadium ſeiner
politiſchen Laufbahn an, in dem der vamalige Chef der Reichs
kanzlei ſich genötigt ſah, in offener Reichstagsſitzung auf Grund
der Gerichtsakten den vereidigten Herrn Erzberger dem
un vereidigten Herrn Erzberger nüberzuſtellen; ſeitdem in dem bekannten ſöpinaprogeß das Gericht es
ablehnte, Herrn Erzberger auf ſeine Ausſagen zu verei
digen; bis zu jenem Augenblick, in dem der ehemalige Zen-
trumsführer Graf Hertling in ſeiner Eigenſchaft als Reichs
kanzler ſich weigerte, den Abgeordneten Erzberger fernerhin zu
empfangen, weil er ſich von ihm „angelogen“ fühlt, wasnach Herrn Erzberger allerdings ein l „Mißvrſtändnis“
war. Jch ſelbſt habe im Laufe der letzten zen dem Reichs
miniſter Erzberger nicht weniger als viermal öffentlich in
den verſchiedenſten Formen vorgehalten, daß er die Un wahr
heit ſage, und mich bereit erklärt, einen noch deutlicheren Aus
druck zu gebrauchen, um Gelegenheit zur eidlichen Feſtſtellung zu
ſchaffen, wovon indes Herr Erzberger keinen Gebrauch gemacht
hat. Jch glaube, es iſt ein kaum jemals dage-
weſener Fall, daß ein amtierender Miniſter ſich
r ſieht, ſolche Vorwürfe von einer Per-ſönlichkeit hinzunehmen, die immerhin einen
politiſchen Namen zu vertreten hat. Jn der Tat,
wer ſo mit der Wahrheit umſpringt, der pflegt es auch mit
anderen Dingen nicht genau zu nehmen. Herr Erzberger hat
dafür frühzeitig Beweiſe erbracht. Jch erinneve an den Straf-
prozeß wegen der Entwendung von Akten aus den
Räumen des Flottenvereins, in deſſen Verlauf der Oberſtaats
anwalt die Feſtſtellung machen mußte:

„Dem als Zeuge vernommenen Abgeordneten Erzberger
iſt der Dieb offenbar bekannt. Da er ſich aber bereit
erklärt hat, zu beſchwören, daß er nach beſtem Wiſſen an
nehme, er würde ſich durch eine Auskunft die Gefahrſtraf-
rechtlicher Verfolgung zuziehen, wird er zur Ausſage
nicht gezwungen werden können.“

Dieſe ungenaue Auffaſſung von den Dingen dieſer Welt hat
Herr Erzberger auch ſonſt beſtätigt. Vor allem habe ich während
meiner Amtszeit und ſpäterhin die Wahrnehmung machen müſſen,

ich rede nicht unbedacht, ſondern wäge jedes Wort daß
die Stellungnahme des Abgeordneten Erzberger zu Fra-
gen der Kriegspolitik und Kriegswirtſchaftspolitik eine andere
war zu der Zeit, in der er durch i
Thyſſen-Konzern als Mitglied des Grubenvorſtandes der
Gewerkſchaft „Deutſcher Kaiſer“ uſw.) ſchwerinduſtriell intereſſiert
war, eine andere, nachdem er im Sommer 1917 aus ſeinen
Stellungen im Thyſſen-Konzern mehr oder minder freiwillig a u s
geſchieden war. Jch habe ſ. Zt. nicht ohne großes Erſtaunen
in einem ſüddeutſchen Zentrumsblatt einen Artikel zur Verteidi-
ges des „Schwerverdieners Grzberger“ geleſen, in dem es u. g.
hieß

„Dieſe Beziehungen (von führenden Abgeordneten zum
Großkapital) ergeben ſich von ſelbſt und liegen mehr oder
weniger im Zuge des demokratiſchen und parla-
mentariſchen Gedankens. Das Großkapital ſucht
Einfluß. Aufträge, wirtſchaftliches Terrain bei Staatsauf-
trägen wie ſolchen privater Natur. Was lieg nähr, als
daß man ſich bei Staatsaufträgen eines Ab-
geordneten verſichert, der ſeinen Einfluß gel-
tend machen kann gegenüber den maßgebenden Kreiſen.“

Heute iſt das demokratiſche und parlamentariſch Syſtem, in
deſſen Zug eine ſolche Entwicklung zur politiſchen Korrup-
tion nach dem Geſtändnis des damals zur Verteidigung
des Herrn Erzberger aufgeſtandenen Zentrumsblattes liegt, ver
wirklicht, und der alſo verteidigte Herr Grzberger iſt Reichsfinanz
miniſter und Stellvertreter des Miniſterpräſidenten. Herr Erz-
berger wird heute die von ſeinem damaligen Verteidiger bekun-
dete Auffaſſung vielleicht ablehnen. Jch laſſe deshalb an Stelle
anfechtbarer Auffaſſungen eine kleine, aber unanfchtbare und
bezeichnende Tatſache ſprechen.

ſeine Zugehörigkeit zum

ellſchaft
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gt. Jch würde einen ſolchen Mann
als Prokuriſten in meinem Geſchäft behalten.

Jch würde ihm jedenfalls niemals auch nur den kleinſten Ver
trauensauftrag in die Hand geben.

Die hier zuletzt angeführte Tatſache wird keinem
Kenner der Erzbergerſchen Pſyche überraſchen. Wenn man
aber auf Grund dieſer Helfferich ſchen Angriffe fragt:
Wird Erzberger klagen? So liegt die Antwort in der
Gegenfrage: Kann er's

Der Kampf um das Schulkompromiß
Die am vergangenen Freitag in zweiter Leſung erfolgte An

nahme des Schulkompromiſſes durch die Nationalver
ſammlung hat Veranlaſſung gegeben, daß auf Einladung des
preußiſchen Kultusminiſteriums die Vertreter der Unterrichts
verwaltungen verſchiedener deutſcher Eingzelſtaaten am Montag
in Berlin zuſammenkamen, um zu der Lage Stellung zu
nehmen. Die Beſprechung zeitigte volle Uebereinſtimmung

darin, daß die praktiſche Durchführung des Schulkom-
promiſſes mit den größten Schwierigkeiten verbunden, wenn nicht
völlig unmöglich ſei. Es wurde beſchloſſen, ſich in letzter
Stunde in einer dringenden Vorſtellung an die Reichsregierung
zu wenden und zu verlangen, daß die Schulartikel der Grund
rechte vor ihrer endgültigen Verabſchiedung einer gründlichen
ſchul- und verwaltungstechniſchen Durchprüfung unter Zu
ziehung der einzel ſtaatlichen Verwaltungen unterzogen werden.

Bei der Durchprüfung der Artikel des Schulkompromiſſes
wurde hauptſächlich folgendes hervorgehoben: In Artikel 145
Abſatz 2 ſoll die konfeſſionelle Geſtaltung des Schulweſens von
dem Willen der Erziehungsberechtigten in den einzelnen Ge
meinden abhängig gemacht werden. Aber nicht nur bei Volks
ſchulen, ſondern bei allen öffentlichen Schularten. Das iſt ein
vollſtändiges Novum und wird der Sachlage in keiner Weiſe ge
recht.

Für die geplante Einheitsſchule wären die Wirkungen
einer ſolchen Beſtimmung geradezu vernichtend. Die auf die ge-
meinſame Grundſchule künftig aufzuſetzenden Aufbauſchulen
werden, um der Mannigfaltigkeit der Lebensberufe gerecht
werden zu können, in allgemein wiſſenſchaftliche (als ſprachliche,
neuſprachliche, naturwiſſenſchaſtliche) und in techniſche Gruppen
(Fachſchulen uſw.) ſich gabeln müſſen. Statt der erſtrebten Ein
heitlichkeit bekämen wir eine Atomiſierung des Schulweſens.
Schon die Volksſchulen würden ſich nach dem Schulkompromiß in
einzelnen Orten konfeſſionell und religiös ſtark von einander
unterſcheiden, daß an einen einheitlichen Bau des Schulweſens
im Ernſt nicht mehr gedacht werden könnte. Das Konpromiß,
das den Frieden bringen will, bringt in Wirklichkeit das Schwert,
genauer geſagt: tauſend kleine Dolche. Wird doch in jeder ein
zelnen Gefeinde der Kampf in die Volksſchule hineingetragen,
dort verſchärft und verewigt.

Auch auf die Unklarheiten der neuen Faſſung über die Ge
nehmigung von Privatſchulen als Erſatz für öffent-
liche wurde von den Vertretern der Einzelvegierungen hinge-
wieſen. Wenn nach Auffaſſung des Herrn Unterſtaatsſekretärs
Schul z damit die Genehmigungspflicht für alle übrigen Privat
ſchulen und Erziehungsanſtalten in Fortfall kommen ſoll, ſo wird
künftig auf dem Gebiete des Privatſchulweſens manche Unter
nehmung geduldet werden müſſen, die in ſchamloſer Weiſe auf
Ausbeutung und Verführung der Jugend hinaus-
geht. Die preußiſche Regierung wußte ſehr wohl, was fie tat,
als ſie auf Grund einer Bundesratsermächtigung gewiſſe Privat-
ſchulveranſtaltungen, wie Theater und Kinoſchulen, ſcharfen Be
ſtimmungen unterwarf.

Das ſogenannte Sperrgeſetz endlich, demzufolge bis zum
Erlaß eines Reichsſchulgeſetzes über die konfeſſionelle Gliede-
rung der Schulen es in den einzelnen Gliedſtagaten bei den be
ſtehenden Beſtimmungen zu verbleiben hat, würde die einzelgen
Schulverwaltungen verhindern, ihr Schulweſen im Sinne des
Einheitsſchulgedankens auszugeſtalten. Die Fortgeſchrittenen
unter ihnen, wie Heſſen, Baden und Sachſen, werden
geradezu zur Stagnation verurteilt.

Dieſe Anſchauungen der Vertreter der Kultusminiſterien
Wenn ein Politiker es zuwege bringt, als wurden in einem Protokoll niedergelegt, das der Reichsregierung

Schiedsrichter in Prozeſſen zwiſchen dem auf dem ſchnellſten Wege übermittelt werden ſoll.

Cophyright by Carl Duncker 1918. (Nachdruck verboten.)

Das grüne Kuvert
31] Erzählung von Otfried von Hanſtein.

Arnold regte ſich nicht. Wer konnte kommen?
Wieder ein neues Verhör, eine neue Quälerei.

„Arnold!“
„Grete ſogar hierher kommſt du
„Jch bringe dir gute Nachricht.“
„Mir gute Nachricht:“
„Der Film war falſch.“
„Falſch?“
Schlüter trat vor.
„Es iſt ein Verſehen geſchehen. Der Operateur der

Novageſellſchaft will ein altes Filmſtück vom vorigen Jahr
benutzt haben. Herr Becker, nun nehmen Sie noch ein
einziges Mal Jhr Gedächtnis zuſammen. Können Sie
ſich beſinnen, ob Sie am vorigen 6. Auguſt, alſo vor einem
Jahre in der bewußten Bankfiliale waren?“

„Am 6. Auguſt, wie ſoll ich das wiſſen?“
„Es war der Einweihungstag der Eliſabethkirche.“
Arnold ſprang auf:
„Natürlich! An dem Tage trat ich vor einem Jahre

(a meinen Urlaub an. Der Kommerzienrat gab mir einen
ſehr ſchönen Scheck, und den löſte ich ein in der Bank.
Gretchen, an jenem Abend haben wir uns ja verlobt.“

„Deshalb vorher der Schrei, Fräulein Hanus. Haben
Sie vielleicht noch irgendwelche Zeugen?“

„Aber gewiß, das muß doch der Hauptkaſſierer Hanne-
wacker wiſſen der hat mir ja ſelbſt das Geld ausgezahlt.“

„Und wiſſen Sie vielleicht, was Sie damals für einen
Hut hatten?“

Jetzt lachte Arnold zum erſten Mal ſeit langer Zeit.
„Einen ſchwarzen ſteifen Filzhut; den fand meine

Braut ſo ſcheußlich, daß ſie ihn mir fortnahm.
„Und der hat Sie jetzt gerettet; denn auf dem Film

haben Sie ihn in der Hand und dos haben wir alle nicht
geſehen.

„Und nun bin ich frei?“
„Nein, Herr Vecker, noch nicht. Wenn auch der Haupt-

verdachtsgrund gegen Sie fortfällt. Aber ich kann Jhnen
ſagen, daß ich jetzt von Jhrer Unſchuld überzeugt bin. Sie
werden nach Moabit zurückgebracht. Haben Sie weiter
Geduld. Jch hoffe beſtimmt, daß ſich nun alles zum Beſten
kehren wird.“

„Herr Kommiſſar, das waren entſetzliche Tage. Wenn
der Menſch an ſich ſelbſt irre wird und am eigenen Ver
ſtande verzweifelt.“

„Jch glaube es Jhnen. Nun bedanken Sie ſich bei
Jhrer Braut, die hat uns viel geholfen.“

Er trat an das Fenſter und einen Augenblick waren
die beiden beieinander aber ſie drückten ſich nur
ſchweigend die Hand und vermochten nicht zu ſprechen. Da
s ſich Grete zu ihm herab und küßte ihn auf den

und.
Wieder trug das Auto die beiden in ſchneller Fahrt

durch die Straßen. Zuerſt brachte Schlüter Grete Hanus
bis vor ihre Wohnung, während inzwiſchen Wachtmeiſter
Schreiber zum Kommerzienrat Rodewald fuhr, um dieſen
von dem Umſchwung in der Sache zu verſtändigen.

Der Kommerzienrat ſaß ſtumm in ſeinem Stuhl. Er
wußte nicht, was er ſagen ſollte! Konnte er an Arnolds
Unſchuld glauben? Wer war es ſonſt? Er wollte auf
atmen und konnte es doch auch nicht. Der eine war viel
leicht nicht ſchuldig, aber einer mußte es doch geweſen ſein,
der bei ihm genau Beſcheid wußte der ſein Siegel kannte

der den Scheck in der Hand gehabt.
Sein Herz krampfte ſich zuſammen. Er dachte an den

Morgen, an dem er nach Moabit fuhr an das Geſpräch
zwiſchen Schlüter und Hanus. Wäre es denkbar?

Jnzwiſchen war der Kommiſſar in ſeinem Büro auf
dem Präſidium angekommen und fand eine Depeſche:

Geſchwiſter Podieski München verhaftet. Polizei
direktion.“

Das kam zur rechten Zeit, und er ging zu ſeinem Chef,
dem Landgerichtsrat hinüber, um deſſen Einwilligung für
ſeine ſofortige Reiſe nach München zu erbitten.

Landwirtſchaft und Betriebsräte
Auf die Unmöglichkeit des Entwurfs über die Betriebsräte

wie er im Arbeitsminiſtertum zuſammengebraut worden iſt, ins
beſondere für die Landwirtſchaft, weiſt nachfolgende Darlegung
in, die die Vereinigung deutſchen Bauernvereine an deeichsarbeitsminiſter S gerichtet hat:

Nach dem Geſetzentwurf über Betriebsräte ſollen auch in
land wirtſchaftlichen Betrieben mit regelmäßig 20 Arbeitnehmern
Betriebsräte und in bäuerlichen Betrieben mit 5 bis 20 Arbeit.
nehmern Obleute (kleine Betriebsräte) gebildet werden. Das
aktive Wahlrecht iſt mit 18, das paſſive mit 20 Jahcen
bei dreijähriger Berufs und ſechsmonatiger Betriebszugehörig.
keit gegeben. Das Aufgabengebiet umfaßt u. a. auch maßgebende
Mitwirkung bei Feſtſetzung der Löhne ſowie der Arbeitszeit, bei
Einſtellung und Entlaſſung von Arbeitern und endlich bei der
Betriebsleitung und r e Die teilweiſe Feſt.
ſetzung der Arbeitszeit und Löhne durch Beſchlüſſe der Arbeiter
wird zu dauernden Streitigkeiten und Streiks führen, wie wir
dies heute ſchon in manchen Zweigen unſeres Wirtſchaftslebens
beobachten können. Die glücklichen Beziehungen wie ſie heute in
der Landwirtſchaft, ſpeziell in bäuerlichen Betrieben, noch zwi-
ſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer beſtehen, würden damit ihr
Ende erreichen. Auch hier würde das perſönliche Verhältnis
durch ein kapitaliſtiſches Verhältnis erſetzt.

Die Befugniſſe bezüglich der Einſtellung
und Entlaſſung von Arbeitern gehen ſoweit, daß der
Betriebsleiter praktiſch vollſtändig in dieHand ſeiner Arbeitnehmer gegeben wird. Jn Anbe-
tracht des großen Arbeitermangels in der Landwirtſchaft beſteht
die Gefahr, daß die ohnehin ſchwierige Beſchaffung von Arbeits,
kräften durch das Einſpruchsvrecht des Obmannes ſich noch ſchwie-
riger geſtaltet. Weiter wird der Arbeitgeber ſich hüten, ſtädtiſche
Arbeiskräfte einzuſtellen, da er ſie bei Unbrauchbarkeit nur mit
Genehmigung des Obmannes wieder entlaſſen darf. Das Geſetz
führt dahin, daß der Arbeitnehmer beliebig kündigen kann, der
Arbeitgeber dagegen überhaupt nicht, wenn die Arbeiterſchaft mit
der Kündigung nicht einverſtanden iſt.

Den jungen Arbeitern ſind viel zu große
Rechte ein geräumt. Nach aller Erfahrung werden ſie die
Leitung an ſich reißen. Es iſt aber verſtändlich, daß gerade ſie
ihre eigenen Intereſſen in die erſte Linie ſtellen werden auf
Koſten der Förderung der Leiſtungsfähigkeit des Betriebes. Es
beſteht die Gefahr, daß ſie den Leiter wie die alten angeſeſſenen
Arbeiter terroriſieren und der Streik zur alltäglichen
Erſcheinung wird. Die niedrige Grenze fü das aktive wie
paſſive Wahlrecht bedeutet angeſichts des zu erwartenden Zu-
zuges radikaler Elemente aus den Städten geradezu das Stre-
ben, dieſen radikalen Elementen die Oberhand im Betriebe zu
verſchaffen. Außerdem iſt nicht einzuſehen, inwiefern durch die
Mitwirkung junger Leute bis zu 20 FJahren, die vielfach gerade
in dem betreffenden Betriebe keine Erfahrung haben können, die
Produktion gehoben werden könnte.

Zwar enthält das Geſetz allerlei Schutzbeſtimmungen, allein
auch bei Verwirklichung derſelben werden dauernde Meinungs-
verſchiedenheiten und ſtörende Streitigkeiten die Folge ſein.

Der Entwurf iſt überhaupt eine ſche matiſche Ueber
tragung von Beſtimmungen für induſtrielle
Verhältniſſe auf die total anderen Verhält-
niſſe und Bedürfniſſe der LandwirtſchaftEs wird vollſtändig verkannt, daß die Verhältniſſe zwiſchen Ar
beitgeber und Arbeitnehmer in der Landwirtſchaft, insbeſondere
in bäuerlichen Betrieben, infolge der en gen Hausgemeig-
ſchaft gang anders liegen als in der Jnduſtrie. Gute perſön
liche Beziehungen ſind aber eine weſentliche Vorausſetzung für
die, Arbeitsluſt und damit für gedeihliche Arbeit ſelbſt. Durch
das vorliegende Geſetz, ſpeziell auch durch die Beſtimmung über
die Obmänner in bäuerlichen Betrieben, werden die Landwirte
zur Einſchränkung der Zahl
Einführung einer extenſiven Wirtſchaft ver
anlaßt.

Das Geſetz bedeutet ferner eine Vergewaltigung des größten
Teiles der land wirtſchaftlichen Arbeiter. Nach altem demokra-
tiſchen Prinzip müſſen doch die Arbeiter eines Betriebes ſelbſt in
erſter Linie beſtimmen können, ob ſie einen Betriebsrat bilden

wollen oder nicht. gNach alledem müſſen wir das ganze Syſtem der Betriebsräte,
ſpegiell für die bäuerlichen Verhältniſſe, grundſätzlich ab
lehnen, namentlich auch die Mitwirkung bei den vorerörterten
Punkten. Zur jetzigen Zeit gar die Betriebsräte einzuführen, iſt
eine Maßregel, für die wir jede Verantwortung
ablehnen müſſen.

Den Herrn Arbeitsminiſter bitten wir daher ergebenſt, gütigſt
dahin wirken zu wollen, daß das Geſetz über die Betriebsräte
für die Land wirtſchaft, ſpeziell für die bäuerlichen Be
triebe, keine Anwendung findet.

Pferde für Deutſchland. Laut „Algemeen Handelsblad“ iſt
die Pferdeausfuhr aus den Niederlanden nach Deutſchland
wieder geſtattet.

Schlüter fuhr in faſt freudiger Erwartung nach Mün-
Er war überzeugt, daß die Verhaftung des Ge

ſchwiſterpaares nun die vollkommene Löſung des Rätſels
bringen und, wie er hoffte, die vollkommene Unſchuld Arnold
Beckers erweiſen mußte. Er gönnte ſich kaum Zeit. auf der
Bahn zu frühſtücken, und fuhr dann ſofort auf die Polizei.

„Gut, Herr Kommiſſar, daß Sie kommen, wir haben's
net leicht mit die Herrſchaften g'habt. Vorgeſtern abend
ſans ankimma und im Hotel Germania abiſtiegn. Geſtern
in da Fruah hatten mir die Meldung und ſahn, wen mer
da derwiſcht hatten. J bin alſo nüber, aber da hättens
ſchaugen ſolln! Wie dalket ſans hergangen alle zwei und a
Spektakel habens gmacht! Na, Herr Kommiſſar, i denk,
Sie werden eh ſelbſt ſehn.“

Lächelnd hörte Schlüter den Erguß ſeines geinütlichen
bayeriſchen Kollegen.

„Dann kann ich ſie wohl ſehen?“
„Jch laſſe ſie ſofort vorführen.“
Es dauerte nur wenige Minuten, bis Stanislaus

Podieski hereingeführt wurde.
„Sie ſind alſo der Kommiſſar aus Berlin? Da werde

ich nun alſo endlich erfahren, wie man dazu kommt, mich
hier ſo zu blamieren. Jch werde mich beſchweren. Bis an
den Reichstag werde ich gehen

„Aber ich bitte, ſeien Sie doch ruhig
Unglücklicherweiſe hatte er den Beamten nicht gebeten,

die beiden nacheinander vorzuführen, und ſo brachte dann
dieſem Augenblick ein anderer Schutzmann

erein.
„Das alſo iſt der ſaubere Herr, der ehrliche Menſchen

aus ihrem Bett ſchreckt, der Steckbriefe hinter harmloſen
Leuten herſchickt? Wie kommen Sie denn dazu? Was
e getan? Mit welchem Recht werden wir ver
ha 4
Schlüter wurde wütend: „Zum Donnerwetter, wenn

Sie nicht beide den Mund halten, dann werden Sie einfach
wegen Ungebühr vor der Polizei zunächſt vierundzwanzig
Stunden bei Waſſer und Brot eingeſperrt.“

(Fortſetzung folgt.
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Nationalverſammlung
68. Sitzung

Weimar, 22. Juli.
Am Regierungstiſch: Dr. David, Dr. Preuß und

h äfdent Fehrenbach eröffnet die Sihung um 10 Uhr
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ilte des ganzen Begzirkes feſtzuftellen. Ein Streit über die
ermögensauseinanderſetzung wird durch den Staatsgerichtshof

z das Deutſche Reich entſchieden.

Der n e e vugr ferner in die Uebergsbeſtimmungen einen neuen ikel 164 a aufnehmen, wo
ch die r e J Artikels er die Fall gelten,
ß die Länder zuſtimmen, zwei nach Vere eDur omp g. zur Ausſchußaſung geſtellten Anträge hinfällig geworden. Ein Antrag der
a. Dr. Graf von Poſadowsky (Dtſchnatl.) und Ge
en will die Beſtimmungen, die ſich auf die mangelnde
Juſtimmung Länder beziehen, ganz die Abgg.

Heinze (D. Vpt.) und Genoffen r daß bei
ingelnder Zuſtimmung der Länder eine Neubildung oder

hebietsänderung nur durch ein Verſaſſungsändern des
eichsgeſetzes erfolgen kann, wenn das Reichsintereſſe es er
4 Verbindung mit Artikel 18 werden die Artikel 62 und

(Stimmrecht und Vertretung der Länder)
m Reichsrat beraten.

Zu Artikel 62 beantragen die Sozialdemokraten Auer und
noſſen die Abänderung, daß Länder, die weniger als
Million Einwohner haben, nur dann ſtimmberechtigt find,
n durch Reichsgeſetz anerkannt wird, daß überwiegend wirt-

haftliche Gründe eine beſondere Vertretung erfordern.
In Artikel 64 beantragen die Unabhängigen Sozialdemo

aten Frau Agnes und Genoſſen, daß die preußiſchen
Stimmen nicht von den Provinzialverwaltungen, ſondern von

Provinziallandtagen und zwar auf Grund des Reichstags-
ahlrechts zu beſtellen ſind. Die Abgg. Dr. Heinze (D. Vpt.)
d Genoſſen beantragen den Zuſatz, daß die Stimmen ein

eitlich für jedes Land abzugeben ſind.
Abg. Sollmann (Soz.): Wir ſtimmen dem Kompro

nißantrag zu und lehnen den Antrag der Deutſch
ationglen ab. Wir hätten allerdings das Erfordernis eines

e Verfaſſung ändernden Reichsgeſetzes gewünſcht, müſſen aber
e Berechtigung der Gründe des Zentrums dagegen anerkennen.

Ich glaube ohne Widerſpruch feſtſtellen zu können, daß
ille Vertreter der Rheinlande einig ſind in der Auffaſſung,
aß jetzt irgendwelche Loslöſungs-Experimenteich t vorgenommen werden dürfen.

Abg. Kaas (Zentr.): Wir glauben in dem vorliegenden
promißantrag den Vorwurf einer ehrlichen Verſtän-

igung gefunden zu haben. Berechtigten Wünſchen nach Neu
bildung muß der Weg geöffnet werden, ebenſo nachdrücklich find
ber ſinnloſe Staatsgründungen zu verhindern.
In der rheiniſchen Frage muß namentlich die Schwerhörigkeit der
preußiſchen Regierung aufhören.

Abg. Falk (Dem.): Heute marſchiert bereits der Gedanke
es Einheitsſtaates. Eine Zertrümmerung oder

Atomiſierung Preußens in dieſer Zeit würden wir
für ganz beſonders ſchädlich und unheilvoll halten. Die
doslöſung der Rheinlande von Preußen in dieſem Augenblick
pürde gleichbedeutend ſein mit ihrer Loslöſung von

Deutſchland.
bg. Dr. Philipp (komm).

Abg. Dr. Philipp (Deutſchnat.): Den Streit, der hier zum
Austrag gebracht werden ſoll, hat das alte Reich Bismarcks
heſſer gelöſt, als es dem vorgeſchlagenen Artikel 18 der neuen
eichsverfaſſung möglich ſein wird. Keine Partei hat er gang
efriedigt. Zeugnis darüber legen die zahlreichen Abänderungs-
anträge ab. Wenn nun aber drei Fünftel der Bevölkerung die
kinſetzung der Monarchie verlangt, will man ihr dann
willfahren? Wir werden alle Kräfte in Be ng ſetzen, um
ne Teilung Preußens zu verhindern, denn die

Zertrümmerung Preußens iſt das letzte riegsziel des
Feindes. Der Machthunger gewiſſer Parteien glaubte aus
Trümmern Preußens ſein Ziel zu erreichen. Die rheiniſche
Republik beſtand zuerſt in den Köpfen einiger Phantaſten,
etzt greift ſie hinüber bis zum Oberrhein und bis zur Nordſee.
Die Vorausſetzungen dazu ſchufen freilich die Franzoſen. In
Hannover und Schleswig-Holſtein wird man ſich auf
Artikel 18 berufen. Das Rad der Geſchichte wird dabei rückwärts
gedreht. Dagegen ſcheint uns der Einheitsſtaat als das
kleinere Uebel. Bis zuletzt werden wir den preußiſchen
Staat als ein Ganzes verteidigen. Dieſe Zerſtückelung wäre
das Schlimmſte, was die Weltgeſchichte bkennt. Wie 1812 iſt
Preußen auch jetzt noch das Rückgrat Deutſchlands,
und wenn für das deutſche Volk die politiſche Geneſung wieder
ommt, dann wird die Geneſung von Preußen ausgehen. (Sehr
richtigl rechts. Zurufe bei den Sozialdemokraten: Dreiklaſſen
pahlrecht!l) Morden Sie (nach links) Preußen, und Sie morden

ſich ſelbſt.

Preußiſcher Miniſter Heine: Preußen iſt weit entfernt
jedem preußiſchen Partikularismus. Preußen iſt nicht

abgeneigt, im Intereſſe der Vereinheitlichung auch preußiſche
Gebietsteile herzugeben, und es verhandelt über ſolche Abſichten
bereits mit dem Freiſtaat Hamburg und mit den thürin
giſchen Stagaten, aber es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dann
auch die Staaten, denen wir mit Gebietsabtretung helfen, nun
auch ihrerſeits dem Wunſche nach Vereinheitlichung der
Lerwaltung Rechnung tragen. Es gibt für den Augenblick genug
Probleme, die der Löſung harren, da ſollten wir uns doch die
Arbeit nicht noch dadurch erſchweren, daß wir den Apparat des
preußiſchen Staates mit ſeiner Verwaltungsorganiſation über
den Haufen werfen. Ich glaube daher, der Artikel 18 entſpricht
in ſeiner jetzigen Faſſung den Bedürfniſſen, die ſowohl bezüglich
der freien Weiterentwicklung der beſtehenden Ocrga
niſationen, wie auch der Sicherung und der Benutzung deſſen,
was ſchon vorhanden iſt, beſtehen. (Beifall.)
Abg. Dr. Heinze (D. Vpt.): Eines der Kriegsziele
unſeres Gegners iſt die Zertrümmerung Preußens
geweſen. Wenn man den preußiſchen Staat vernichtet, trifft
man Deutſchland ins Herz und macht den Wiederaufbau

t ſhlands unmöglich. Beifall rechts Wenn Preußen
ſchlagen wird, ſo zerfällt es in ein Dutzend von Mittelſtagten,

enen vor allem das wichtigſte, das geſunde Staatsgefühl fehlt.

Eehr richtig.) Aud m nuch in Preußenbe ſiſcher Juſtizminiſter von Brentano:
ren ſogar hochgeſtellte Beamte autonomiſtiſche Pläne vertre

Uns gegenüber wixd man direkt beleidigend. Es wird von

ernem vandegverrktterfſchen Syſtem
wir ihn etwa projektieren, wü
für die deutſche Sache ſein, hakatiſcher Färbung geweſen ſind. (Redner wird ſchließlich durch
hafte Rufe aus allen Teilen des Hauſes unterbrochen.)

Abg. Haaſe (U. S.): Preußen muß in das Reich aufgehen.
Dann müſſen aber auch die ſüddeutſchen Staaten folgen.

Ein Schlußantrag „Gröber (Zentr.), Löbe (Soz.),
Blunck (Dem.) wird mit nger Majorität angenommen.
Nach Annahme einiger geringer Aenderungen wird der Kom
promißantrag Löbe-Trimborn-Heile zu Artikel
18 in namentlicher Abſtimmung mit 169 gegen 71 Stimmen bei
16 Stimmenthaltungen angenommen.

Artikel 62 wird in der Ausſchußfaſſung mit einem von dem
Abgeordneten Luppe (Dem.) beantragten Zuſatz angenommen,
wonach das Stimmverhältnis im Reichsrat jeweils ent
ſprechend der Volkszählung neu geregelt werden ſoll. Artikel 164
wird unter Ablehnung aller Anträge unverändert in der Aus
r angenommen. Ebenſo wird Artikel 164 à ge-

m
Das Haus nimmt nunmehr die geſtern ausgeſetzte Abſtim

mung über Artikel 162 (Räteartikel) vor, in der ſämtliche
Abänderungsanträge abgelehnt werden bis auf den Antrag
Delius (Dem.), der im Reichswirtſchaftsrat und in den Be
zirkswirtſchaftsräten nicht „die wichtigſten Berufs
gruppen“, ſondern „alle wichtigen Berufsgruppen“
vertreten ſehen will. Mit dieſer Aenderung wird der Artikel 162
in der Ausſchu ung angenommen.

Zu dem geſtern erledigten Artikel 1582 (Bodennutzun g)
iſt noch rückſtändig die namentliche Abſtimmung über den Antrag
Au er und Genoſſen (Soz.), der die Aufhebung der privaten
Regale und Mutungs rechte verlangt. Sie ergibt die
Annahme des Antrages mit 182 gegen 118 Stimmen.

Die Sitzung wird abgebrochen. Weiterberatung 4 Uhr:
nebergangs- und Schlußbeſtimmungen.

Schluß 126 Uhr.

Nachmittagsſitzung
Die wird um 4 Uhr 20 Minuten von Präſident

Fehrenbach wieder eröffnet.
Die Beratung ſetzt ein bei dem Abſchnitt Uebergangs

und Schlußbeſtimmungen“.
Artikel 164 beſtimmt, daß in den nächſten fünfzehn Jahren

Mitglieder der Familien dex Landesherren, die 1918
in Deutſchland regiert haben, nicht zum Reichspräſi-
denten gewählt werden können. Je ein Antrag Arn
ſtadt und Genoſſen (Deutſchnat.) und Dr. Heinze und Ge
noſſen (D. Vpt.) will die Beſtimmung ſtreichen. Ein
Antrag Frau Agnes und Genoſſen (U. S.) will, daß die Mit
glieder ſolcher Familien, die in Deutſchland regiert haben,
Phmen nicht zum Reichspräſidenten gewählt werden
önnen.

Abg. Gröber (Zentr.): Merkwürdig, daß in der freieſten Ver
faſſung die Freiheit der Wahl in einem wichtigen Punkte
durchbrochen wird durch eine Art Ausnahmegeſetz.

Abg. Dr. Philipp (Deutſchnat.): Dieſes Aus nahme
geſetz muß fallen kraft der reinen demokratiſchen Forde-
rung des gleichen Rechtes für alle.

Abg. Dr. Kahl (D. Vpt.): Nur Haß oder Angſt hat eine
ſolche Beſtimmung diktiert. Beide find aber keine wernünftigen
Motive für die Geſetzgebung.

Abg. Frau Braun-Franken (Soz.): Die Monarchie hat in
jahrhundertelanger Arbeit tiefe Wurzeln in das Volk ge
trieben und ganze Generationen in ihrem Geiſte erzogen. Das
gute demokratiſche Gewiſfen muß für die Beſtimmung ſein.

Abg. Seger (U. S.): Die wirklichen Demokraten der Welt
werden aus der Beſtimmung entnehmen, wie weit der Repu
blikanismus in Deutſchland verankert iſt.

Abg. Nuſchke (Dem.): Wir Demokraten werden ſowohl den
Antrag der Unabhängigen wie die Faſſung des Entwurfs ab
lehnen. Die Anträge der beiden ſozialdemokratiſchen Parteien
ſind nichts anderes als Angſtprodukte. (Zuſtimmung;
Widerſpruch bei den Sozialdemokraten.

Abg. Gröber (Zentr.) ſtellt gegenüber dem Abg. Braun
feſt, daß das Zentrum, abgeſehen von vereinzelten Abgeordneten,
ſeinerzeit gegen das Sozialiſten geſetz geſtimmt hat.

Damit ſchließt die Ausſprache. Der Antrag der Unabhängi-
gen wird durch Auszählung mit 123 gegen 117 Stimmen an
genommen.

Artikel 167 beſtimmt, daß die Poſt und Telegraphen-
verwaltungen Bayerns und Württembergs im
Wege der Verſtändigung bis zum 1. April 1921 auf das Reich
übergehen. Jſt bis zum 1. Oktober 1920 keine Verſtändigung er
folgt, ſoll durch Reichsgeſetz über die Uebernahmebedingun
gen und durch ein Schieds gericht über die Höhe der Ent
ſchädigung entſchieden werden. Gleiche Beſtimmungen trifft Ar
tikel 168 für die Uebernahme der Staatseiſenbahnen
und der Waſſerſtraßen auf das Reich.

Ein gemeinſamer Antrag der Deutſchnationalen, des
Zentrums, der Demokraten und der Sozialdemo
kraten will bei Mangel der Verſtändigung die ſämtlichen
hen dmebedtagunsen durch den Staatsgerichtshof entſcheiden

en.
Berichterſtatter Abg. Haußmann teilt mit, daß nach den ge

pflogenen Verhandlungen Bayern und Württemberg mit dieſer
Löſung der Frage einverſtanden ſeien. Bedenklich
könnte es ſcheinen, außer der vekuniäven Auseinanderſetzung
auch die Regelung verwaltungstechniſcher Fragen dem Staats
gerichts hof zu übertragen. Aber da Bahern und Württem-
berg damit einverſtanden ſind, glaubt auch die Reichsregierung,
auf dieſem Wege das Ziel erreichen zu können.

Die Artikel 167 und 168 werden mit der Aenderung nach
dem gemeinſamen Antrage angenommen. Auf Antrag des Abg.

och Kaſſeſ (Dem.) wird Artikel 168 auch auf die Seegeichen

Abg. Dr. Düringer (Deutſchnat.) beantragt die Einführung
eines Artikels 169a, wonach eine Eidesleiſtung rechts
wirkſam auch in der Weiſe erfolgen kann, daß der Schwörende
r Weglaſſung der religiöſen Eidesformel erklärt: „Jch

wöre.“
Der Antrag wird angenommen.
Artikel 170, der die Reichsverfaſſung von 1871 und das Ge

ſetz über die vorläufige Reichsgewalt vom 10. Februar 1019 auf
hebt, wird mit einem Antrage Dr. von Delbrück (Deutſchnat.),
wonach behördliche Verordnungen, die rechtsgiltig zuſtande ge
kommen ſind, bis zu einer anderweitigen geſetzlichen Regelung
giltig bleiben, und ferner einem Antrage Dr. Quarck (Soz.),
daß die Beſtimmungen des Friedensvertrages durch die Ver-
faſſung nicht berührt werden, angenommen.

Auf Antrag Dr. Haas (Dem.) wird ein Artikel 171 a, wo-
nach die Aufhebung der Orden und Ehrenzeichen auf die Kriegs
ehrenzeichen der Jahre 1914 bis 1919 nicht angewendet werden
ſoll, angenommen.

Artikel 172 beſtimmt, daß bis zum Zuſammentritt des erſten
Reichstags die Nationalver ſammlung als Reichs
tag gilt, und daß der bisherige Reichspräſident bis zur giltigen
Wahl eines Nachfolgers Reichspräſident bleibt.

Abg. Dr. von Delbrück (Deutſchnat.): Wir haben die Pflicht,
ſelbſt die Aufgabe der Nationalverſammlung zu beſtimmen, und
die Termine feſtzulegen, wo ihre Tätigkeit und die des jetzigen
Reichspräſidenten ihr Ende finden.

Reichskommiſſar Dr. Preuß: Ein beſtimmter Termin
braucht nicht in dieſen Uebergangsbeſtimmungen zu ſtehen. Da
die Nationalverſammlung und jede Partei ohne Ausnahme ih
Mandat nicht verlängern wird, iſt ſelbſtverſtändlich. Sobald e
möglich iſt. das Ende abzuſehen, wird die Wahl feſtgeſetzt werden.

r er erwies ſich aber als x
Abg. Haaſe (U. S.): Die Nationalverſammlungmehr der Ausdruck der Macht verhältniſſe d
Abg. Quarck (Soz.): Wir ſind darüber einig, der Schein

e muß, als blieben wir der Mandatsver
72 wegen

Abg. Haußmann (Dem.) ſtellt die Einmütigkeit des
Hauſes darüber feſt, niemand einen feſten End-
ter m in der Nationalverſammlung feſtſetzen will, da ein ſolcher
Termin bisher nicht in Vorſchlag worden iſt.

Nach Debatte wird der Antrag der Unabhängigen,
der dahin geändert iſt, daß der erſte Reichstag am 18. Ja
nuar 1920 gewählt ſein muß, gegen die Stimmen der Un ab
hängigen und der Deutſchnationalen abgelehnt.
(Große Heiterkeit.)

ikel 172 wird in der n angenommen.
Der Schlußartikel 173 gelangt ohne Ausſprache zur Annahme.
Nach weiterer Ausſprache werden die vom Ausſchuß be

antragten Entſchließungen, die Regierung möge eine Reichs
vermittelungsſtelle einrichten, ferner die Frage zu
prüfen, ob und inwieweit die Kleinſtagaten unter einer
Million Einwohner beſeitigt werden können, und endlich ein Ge-
ſetz über die Aufhebung der Militärjuſtiz mit der
größten Beſchleunigung einzubringen, ſämtlich angenommen.

Damit iſt die Leſung der Verfaſſungsvorlage beendet.
Nächſte Sitzung morgen vormittag 10 Uhr: Entgegennahme

Erklärung der Reichsregierung.

Das Reichsverkehrsminiſterium
Weimar, 22. Juli.

Durch Verfügung des Reichspräſidenten vom 21. Juli wurde
der Reichsminiſter Bell mit der Leitung der Vorarbeiten für
die Ueberführung der Staatseiſenbahnen auf
das Reich und mit der Bildung des Reichsverkehrs-
miniſteriums betraut. Auch ſind ihm die Befugniſſe über-
tragen, die dem Reichskanzler r den Reichseiſenbahnen
zuſtanden. Der Zweck der Bildung des Miniſteriums iſt
die Zentraliſierung des Verkehrs, außerdem die
Liquidierung der elſaß-lothringiſchen Eiſen
bahnen und die Ueberleitung der Eiſenbahnen und Waſſer-
ſtraßen auf das Reich. Dazu treten die Aufgaben auf dem Ge-
biete des Luft und Kraftwagenverkehrs.

Räuberhauptmann Eichhorn
Der Unterſuchungsausſchuß der Preußiſchen Landesver

ſammlung ſetzte am Montag das r fort. Polizei
wachtmeiſter Wiedner war perſönliche Ordonnanz beim Polizei-
präſidenten. Er iſt Augenzeuge der hauptſächlich durch Braun
und Laub im Polizeipräſidium vorgenommenen Waffenvertei-
lungen geweſen, die ſeit dem 24. Dezember nahezu täglich an
Ziviliſten erfolgten. Eichhorn hat es gelegentlich mit ange
ſehen. Jm Polizeipräſidium fanden regelmäßige Sitzungen der
revolutionären Obleute ſtatt, die wichtigſte am 65. Januar, nach
mittags von 2 bis 4 Uhr. Für alle politiſchen Angelegenheiten
n ſich Eichborn eigene Ordonnanzen angeſtellt; die früheren

rdonnanzen wurden davon ſtreng ferngehalten. Zeuge Georg
Schmidt, Betriebsratmitglied bei Schwartzkopf, Schering-
ſtraße, ſagt aus, daß am 24. Dezember das Werk Zinnowitzer
Straße anrief, militkäriſch ausgebildete Arbeiter ſollten ſofort
zum Polizeipräſidium kommen. Werk Scheringſtraße lehnte ab,
von Zinnowitzer Straße gingen etwa 300 Mann ſofort nach dem
Polizeipräſidium und erhielten dort Waffen. Später hat der
politiſche Obmann des Werkes, Namen und Adreſſe der Waffen
empfänger aufgezeichnet, damit die Waffen mit Sicherheit im
Beſitze der revolutionären Arbeiter blieben. Jn einer gemein-
ſamen Betriebsratsſitzung beider Werke am 27. Dezember
wurden dem Werke Scheringſtraße Vorwürfe gemacht, daß es an
der Aktion nicht teilgenommen hätte; der Anruf ſei wirklich vom
Polizeipräſidium aus erfolgt und einem Vertreter des Werkes
Zinnowitzerſtraße von Eichhorn perſönlich beſtätigt worden. Der
wiederholte Antrag des Zeugen, feſtzuſtellen, wem Eichhorn
dieſe perſönliche Beſtätigung erteilt hätte, wurde abgelehnt.
Am 4. Januar abends hat im Polizeipräſidium eine Sitzung der
revolutionären Obleute ſtattgefunden, in der mit 70 gegen
3 Stimmen beſchloſſen wurde, Eichhorn unbedingt zu halten, und
den Verſuch zu machen, die Regierung mit Gewalt zu ſtürzen.
Richard Müller enthielt ſich der Stimme. Unter den Gegnern
der Aktion war Däumig, einer der Haupttreiber Dorrenbach und
der Vertreter der Spandauer Werke. Zeuge Albert Hennecke hat
das Polizeipräſidium gemäß dem Befehl Eichhorns bis zur Er-
ſtürmung durch die Regierungstruppen verteidigt. Gegen ſeinen
Willen ſind am Montag, den 6. Januar, im Polizeipräſidium
8000 Gewehre an Ziviliſten verteilt werden. Der Zeuge hat die
meiſten Verteidiger des Polizeipräſidiums in den Tagen vor der
Erſtürmung nach Hauſe geſchickt, weil er ſie nach Eichhorns feiger
Flucht nicht unnütz für eine verlorene Sache opfern wollte. Er
ſelbſt iſt bei der Erſtürmung gefangen genommen worden, aber
wieder freigekommen.

Die Vernehmung dieſes Zeugen und das weitere Zeugen-
verhör werden am Dienstag fortgeſetzt.

Wahrnehmung der Geſchäfte des evangeliſchen Konſiſtoriums
der Provinz Poſen. Mit der einſtweiligen Wahrnehmung der
Geſchäfte des evangeliſchen Konſiſtoriums der Provinz Poſen für
den von den Polen nicht beſetzten Teil des Konſiſtorialbegzirks
Poſen ſind im Einverſtändnis mit dem Miniſter für Wiſſen-
ſchaft, Kunſt und Volksbildung beauftragt worden: der Präſident
des evangeliſchen Konſiſtoriums der Mark Brandenburg
D. Steinhauſen, dem zugleich die Leitung der Geſchäfte
übertragen wurde, Oberkonſiſtorialrat Fluhme, zugleich als
deſſen Stellvertreter, Geh. Konſ.Rat/ Büttner und Konſ.Rat
Dr. von Bonin, ſämtlich in Berlin. Anſchrift: Evangeliſches
Konſiſtorium der ark Brandenburg, Abteilung Poſen,
Berlin SW. 68, Lindenſtraße 14.

Die Auflöſung der Türkei. Der „Corriere della Sera“ mel-
det aus Paris: Jn der türkiſchen Frage haben die Verbands
Ron der vollen ſtaatsrechtlichen Auflöſung der Türkei zuge-
timmt.

Wiederaufnahme des Verkehrs zwiſchen Polen und Deutſch
land. Jn einigen Tagen werden die Verhandlungen wegen
Wiederaufnahme des Eiſenbahnverkehrs zwiſchen dem neuen
polniſchen Staat und Deutſchland beginnen. Von polniſcher
Seite iſt der Wunſch geäußert worden, die Verhandlungen mög-
lichſt zu beſchleunigen, da die Provinz Poſen mit Lebensmitteln
derartig überfüllt iſt, daß der polniſche Staat ein Jntereſſe
hat, dieſe baldmöglichſt an uns zu verkaufen, zumal die neue
Ernte vor der Türe ſteht.

Wilſon erkrankt. Einer Meldung aus Waſhington zufolge
iſt Wilſon ernſtlich an Ruhr erkrankt. Die Beſprechungen mit
den Senatoren über den Friedensvertrag und über den Völker
bund können infolgedeſſen nicht ſortgeſetzt werden.

Die Polen in Litauen. Nach der „Poſt“ haben die Polen die
litauiſche Demarkationslinie überſchritten und diejenigen Teile
Litauens beſetzt, deren Bevölkerung angeblich die Vereinigung
mit Polen

Das Standgericht in Bayern. Laut „B. T. wurde das Stand
gericht in Bayern mit Wirkung vom 1. Auguſt durch amtliche
Verfügung aufgehoben; aber der am 81. Juli 1914 über Bahern
verhängte Kriegszuſtand wird vorläufig aufrechterhalten. An
Stelle des Standgerichts treten am 1. Auguſt die durch neues
Geſetz exrichteten Volksgerichte bei inneren

e



h

5

e

V J 2 e

Halle, 23. Jult.
Tagung des erſten deutſchen Studententages

Die jahrelangen Beſtrebungen, die deutſchen Studierenden
gemeinſamer Arbeit zuſammenzufaſſen, haben ihren erſtenErtolg auſzuweiſen. Am 17. Juli traten in Würzburg die

Vertreter aller deutſchen Univerſitäten und wiſſenſchaftlichen
Fachhochſchulen zuſammen zum erſten allgemeinen chen
Studententag. Abgeſandte aller deutſchen Länder und
aller Richtungen vereinten ſich hier zur Beratung ihrer gemein
ſamen Angelegenheien. Auch aus Oeſterreich waren einige
Vertreter n und wurden mit beſonderer Freude begzrüßt.

Die Sitzung eröffnete cand. Krauſe Verlin. Die Ver
ſammlung beſchloß zunächſt, ein Dankestelegramm an
Generalfeldmarſchall von Hindenburg abzuſenden und
nahm dann nach einem Referat von cand. Mirbach Berlin
eine Geſchätfsordnung an. Cand. Wandersleb Halle refe-
rierte über die Organiſation. des Studententages und der von
ihm zu ernennenden ſtändigen ausführenden Organe. Dieſe
Organiſation ſoll ſämtliche wiſſenſchaftlichen Hochſchulen des
Reiches und Deutſch Oeſterreichs zuſammenſchließen zur Wah
rung ihrer ideellen und materiellen Jntereſſen. Konfeſſionelle
und politiſche Fragen ſcheiden aus. Die Vertreter ſollen alljähr-
lich zum allgemeinen Studententag zuſammentreten. Zur Er
ledigung. laufender Geſchäfte ſollen eine Reihe von Geſchäfts
ſtellen eingerichtet werden. Ueber die Zuſtändigkeit der einzel
gen Ausſchüſſe ſprach cand. Man z München. Er betonte, daß
als Mitglieder eines allgemeinen Studentenausſchuſſes nur die
zus allgemeiner gleicher Wahl aller deutſchen Studierenden her
vorgegangenen Vertreter anzuſehen ſind. Er legte die Zuſtändig-
keit des allgemeinen Studentenausſchuſſes auf den verſchiedenen
Gebieten der wirtſchaftlichen Selbſthilfe, des ſtudentiſchen Diszi-
plinarrechts und der Studiengeſtaltung dar.

Der Studententag ſchloß ſich den Leitſätzen des Referenten
in dieſen Punkten an. Die Verſammlung einigte ſich dahin, daß
der allgemeine Studentenausſchuß aus der allgemeinen gleichen
Wahl aller deutſchen Studierenden hervorgehen müſſe. Eine Um
frage ergab, daß an 46 Hochſchulen dieſes Wahlrecht bereits gilt.
Die Abſtimmung auf der Tagung wurde in der Weiſe geregelt,
daß jede Hochſchule für jeds angefangene Tauſend ihrer Stu-
dierenden eine Stimme erhielt. Die Ausführung ſolcher Be
ſchlüſſe, gegen die zwei Drittel der Hochſchulen (ohne Rückſicht
auf die Zahl der immatrikulierten Studierenden) ſtimmen,
haben zu unterbleiben, damit nicht jede der großen Univerſitäten
eine kleine Mehrheit der kleinen Hochſchulen überſtimmen könnte.
Dieſe Form der Abſtimmung wurde von der überwiegenden
Mehrheit der Studierenden wie der Hochſchulen gebilligt.

(Schlußbericht folgt.)

Der Chriſtliche Verein junger Männer
ſchreibt uns: Jn der letzten Sitzung des Konſervativen Vereins
ſind nach dem Bericht der „Halleſchen Zeitung“ Ausführungen
über den Chriſtlichen Verein junger Männer gemacht worden, die
nach unſerer Auffaſſung nicht zutreffend ſind. Es wurde in
jener Sitzung geſagt, daß man auch verſuche, in den Chriſtlichen
Verein junger Männer revolutionäre Gedanken hineinzutragen.
Hierzu bemerken wir das Folgende:

„Die Ausſage des betreffenden Redners im Konſervativen
Verein hat ſich jedenfalls auf einen Diskuſſionsabend in Geiſt
ſtraße 29 am Mittwoch, den 18. Juni, beziehen ſollen, an welchem
u. a. auch eiwa 40 Mitglieder des Freien ſozialdemokratiſchen
Jugendvereins, junge Leute von 14—-18 Jahren, erſchienen waren
und an der Beſprechung über: Sozialismus und Chriſtentum“
regen Anteil nahmen. Wenngleich dieſelben auch in überzeugter
aber durchaus taktvoller Weiſe ihre gegentejilige Meinung ver-
traten, kann jedoch, wie im Bericht über die konſervative Vereins
ſitzung bemerkt worden iſt, von einem Verſuch, in die Reihen des
Chriſtlichen Vereins junger Männer Revolutionsgedanken hinein
getragen zu haben, keine Rede ſein. Uns hat es nur traurig
geſtimmt, aus dem Auftreten unſerer jungen ſozialdemokratiſchen
Gegner erſehen zu haben, wie beeinflußt und verhetzt in unſeren
Tagen auch ſchon die Jugend iſt und dies ſoll uns anſpornen,
von unſerer Seite noch viel mehr zu tun. Wir richten daher
auch an dieſer Stelle an alle Bürger unſerer Stadt, die ein Herz
für die Jugend haben, die dringende Bitte, helfen Sie uns in
unſerer nicht leichten Arbeit, wo und wie Sie können.“

Chriſtlicher Verein junger Männer,
Geiſtſtriße 29.

Städtiſche Kriegsküche. Die Ausgabeſtelle Weidenplan 8
wird mit dem 31. Juli 1919 aufgehoben. Für dir verbleibenden
eher erfolgt die Eſſenausgabe von 1. Auguſt ab Kl. Stein

Poſtverkehr mit dem beſetzten Poſen. Von jetzt ab ſind
nach dem von den Polen beſetzten Teil der Provinz Poſen ge
wöhnliche offene Briefſendungen auf dem Wege über Wien-
Warſchau. gegen die Auslandsgebühr zugelaſſen. Die Wieder-
aufnahme des unmittelbaren Eiſenbahn und Poſtverkehrs iſt in
nächſter Zeit zu erwarten.

Lebensmittel aus Heeresbeſtänden. Die Verhandlungen
des Ernährungsminiſters mit dem Kriegsminiſter über die Ab-
gabe verfügbarer Heeresbeſtände ſind zum Abſchluß gekommen.
Die Heeresverwaltung hat nach langen Mühen alle Beſtände auf
genommen und feſtgeſtellt, wieviel die Reichswehr für die nächſten
Monate benötigt. Der Reſt wird demnächſt den amtlichen Ver-
teilungsſtellen zugeführt, und zwar: Konſerven, Hülſenfrüchte,
Mehl, Getreide, Kartoffeln, Kaffee, Weine, Spirituoſen, Zigarren,
Zigaretten, Tabak.

g. Wegelebdd 21. Juli. (Ueberfahren.) Mit dem
7 Uhr-Zuge wurde heute morgen hier eine unbekannte polniſche
Landarbeiterin, die den ſchon im Fahren befindlichen Zug noch
beſteigen wollte, derart überfahren, daß ſie nach Ueberführung in
das Salvatorkrankenhaus Halberſtadt ihren Verletzungen er
legen iſt, ehe ihre Perſonalien feſtgeſtellt werden nten.

i. Eckmannsdorf, 22. Juli. (Auszeichn u g.) Das
Ritterkreuz des Hausordens von Hohenzollern mit Schwer-
tern wurde dem Lehrer Dieckmann verli

Aſchersleben, 21. Juli. (Feſtgenommener Wil
derer.) Am 16. d. M. ſind die im Gerichtsgefängnis zu Halber
ſtadt befindlichen Arbeiter Friedrich Leuckfeld, Guſtav Nickel und
Otto Kaiſer aus Aſchersleben nach Vorführung zu einem Ge
richtstermin wegen Wilderns in Sandersleben auf dem dortigen
Bahnhof ihren Halberſtädter Transporteuren entwichen. Otto
Kaiſer iſt am 18. d. M. in Aſchersleben wieder feſtgenommen
worden. Leuckfeld und Nickel werden noch verfolgt. Sachdien
liche Angaben wolle man bei der hieſigen Polizei-Jnſpektion

Defſan, 21. Juli. (Kampf mit Wilderern.) Ein
Zuſammenſtoß zwiſchen Forſtbeamten und Wilddieben fand am
Sonntag früh in der Moſigkauer Heide ſtatt. Schon ſeit längerer

eit wurde dem Wildbeſtande durch Jagdfrevler ſtark nachgeu Als l ein Forſtbeamter drei
Männer auf Fahr

wurde er mit bedroht undWaffen abzunehmen,
mußte von weiteren Maßnahmen Abſtand nehmen. Jn der

Na zum Sonntag fielen wieder in Jagen 76 des Forſtorts
Kuhbergsteil Schüſſe. Mehrere Forſtbeamte umſtellten die Wil
derer und forderten von ihnen das Niederlegen der Waffen.
Statt deſſen legten die Wilddiebe auf die Förſter an, die in der
Notwehr zwei Schrotſchüſſe abgaben. Zwei Wilddiebe ſtürzten
getroffen zu Boden, der dritte entkam. Beim Abſuchen des Tat-
oertes wurde ein Wilddieb, deſſen Perſonalien noch nicht feſtge
ſtellt ſind, tot aufgefunden. Man fand bei ihm eine Ausweis
karte auf den Namen „W. Scheer, Wolfener Farbenfabrik“. Der
andere von den Schüſſen getroffene Täter war ebenfalls ent

H. Sporlbertehte
Wettſchwimmen in Magdeburg. Die beiden größten

deutſchen Schwimmvereine Magdeburg 96 und Hellas-Magde
burg trugen einem eigenen Drahtbericht zufolge am Sonntag inder Hochburg der deutſchen Schwimmerei ciſſen Klubwettkampf

aus, der auf der 100-Meterbahn der 96er vor ſich ging und her
vorragenden Sport brachte. Große Form zeigten Schiele und
Görges (96), ſowie Rademacher und Benecke (Hellas). Beide
Vescine teilten ſich in die Ehren des Tages, indem jeder acht
Rennen gewann. Die Reſultate: Seniorlagenſtaffette 4 mal
100 Meter: 1. Hellag 5:24,6; 2. 96 5: 84,2; Jugendbruſt
100 Meter. Gruß (Hllae) 1:36,8; 2. Blenkhoff (96) 1:39.8;
Juniorbruſt-Staffette 3 mal 100 Meter: 1. S. C. 96 4:650,6;
2. Hellas 4: 58,4; Juniorſeite 100 mal: Benecke (Hellas) 1:19,4;
2. Görnemann (Hellas) 1:22,6; Seniorbruſt 100 Meter:
1. Rademacher (Hellas) 1:26,4; 2. Behrendt (96) 1:31,2;
100 Meter beliebig: 1. Görges (96) 1: 10; 2. Hilmer und Kühne
(Hellas) 1: 11; Seniorſtaffete 8 mal 200 Meter: 1. S. V.
96 8:25,8; 2. Hellas 8: 45,6; Bruſtſtaffette 3 mal 100 Meter:
1. S. V. 96 4 30; 2. Hellas 4: 32; Junior beliebig 100 Meter:
1. Riedel (Hellas) 1: 19,8; 2. Papſt (96) 1: 20; Juniorrücken
100 Meter: 1. Fröhlich (Hellas) 1: 32; 2. Soechting (96) 1: 38,8;
Jugendlagenſtaffette 4 mal 100 Meter: 1. (96) 6 24,4; 2. Hellas
6: 27; 400 Meter beliebig: 1. Schiele (96) 6: 21; 2. Brunckow
(Hellas) 6: 47,2; Juniorbruſt 100 Meter: 1. Henze (96) 1: 35,4;2. Albrecht (Hellas) 1: 835; Seniorrücken 100 Meter; 1. Rade

macher (Hellas) 1: 26,8; 2. Weinreich (96) 1:28; Senior
ſtaffette 4 mal 100 Meter: 1. Hellas 4: 50,8; 2. (96) 4: 51,2.

Ein hundertjähriger Turnverein. Nachdem in Deutſchland
die Hamburger Turnerſchaft von 1816 und der Mainzer Turn
verein von 1817 ihr hundertjähriges Beſtehen gefeiert haben als

die älteſten aus Jahns erſtem Wirken her beſtehenden Turn
vereine begeht in dieſem Jahr als älteſter Turnverein Ler
Schweiz der Bürger-Turnverein Baſel ſeinen hundert
ſten Geburtstag. Außer den beſonderen feſtlichen Ver
anſtaltungen ſoll ein Wettkampf im Kunſt-, National- und volks
tümlichen Turnen am 30. bis 31. Auguſt ſtattfinden.

Hockey. Auf dem außerordentlichen Vertretertag des
Thüringer Hockeyverbandes am 26. Juli d. Js. in Erfurt wird
folgende Tagesordnung beraten: 1. Bericht über den deutſchen
Hockey-Bundestag und über die Gründung des Mitteldeutſchen
Hockehverbandes. 2. Aenderung der Satzungen. 3. Wahl eines
Beiſitzers in den Vorſtand des Mitteldeutſchen Hockeybundes.
4. Regelung des Spielbetriebes Einrichtung von Pflichtſpielen.
5. Verſchiedenes.

Fußballkampf Norddeutſchland gegen Süddeutſchland. Die
repräfentativen Mannſchaften Nord- und Süddeutſchlands
werden ſich am 10. Auguſt in Nürnberg im Fußballkampf
gegenüberſtehen. Beim letzten Zuſammentreffen beider Ver
bände im Entſcheidungsſpiel um den Fußball-Bundespokal im
ſern Stadion blieben die Norddeutſchen knapp mit 5:4
tegr
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Induſtrie, Hancdel, Handwerk
Elektrizitätswerk Sachſen-Anhalt A.G. in Halle a. S. (Eſag).

Die Geſellſchaft hat neuerdings durch Vermittlung von Berliner
und Halleſchen Banken Anleihen in Höhe von 10 Millionen Mark
abgeſchloſſen. Die Bürgſchaft für dieſe Anleihen hat der Pro-
vinzialverband der Provinz Sachſen in Merſebung übernommen.
Die Mittel werden zum Bau der im Anſchluß an das Reichswerk
in Zſchornewitz zu errichtenden Hochſpannungsleitungen Bitter
feld Magdeburg Stendal, Gröbers b. Halle Eisleben--Bleiche
roda (Südharz) und Eisleben Nachterſtedt--Holberſtadt--Crot
torf benötigt.

Schwierige Lage der Berliner Jnduſtrie. Einzelne Abtei-
lungen in der großen Aktiengeſellſchaft von Julius Pintſch
wurden wegen Kohlen und Blechmangels ſtill gelegt. Etwa
150 Beamte wurden entlaſſen. Die Firma zahlte den Entlaſſenen
das Gehalt bis Ende Oktober bezw. November ohne geſetzliche
Verpflichtung geſtern aus. Arbeiter werden zunächſt nicht Be
ſchäftigung finden. Aufträge liegen genug vor, ſind aber wegen
Kohlen- und Blechmangels unausführbar. Bei den Firmen
Borſig und Schwartzkopff ſind es Arbeiterſchwierigkeiten,
die den Betrieben drohen. Die Lokomeotivenerzeugung liegt ganz
im Argen. Es ſcheint nicht ausgeſchloſſen, daß es zu
einer Kündigung aller Arbeiter kommt.

Erhöhung der Sulfatpreiſe. Die Sulfatverteilungsſtelle er
höhte mit Wirkung vom 1. Juli ab die Preiſe für Sulfat unge
mahlen von 11 auf 24,50 M. für den Doppelzentner.

Preiserhöhung für Solinger Stahlwaren. Die Solinger
Stahlwarenfabrikanten erhöhten mit ſofortiger Wirkung die jetzt
300 Prozent betragenden Teuerungsaufſchläge auf 850 bis 375

rozent.
Wettbewerb deutſchen Roheiſens. Deutſche Werke

bieten im „Eſcher Tageblatt“ Roheiſen zu 300 Mark die
Tonne frei belgiſcher Eifenbahnſtatirn an, während be t 465

ches Roheiſen 215 Franks und lothringiſches 209
ranks koſtet. Unter Berückſichtigung des Tiefſtandes unſerer

Valuta ſind dieſe Offerten alſo ſehr vorteilhaft. Zweifelhaft iſt
es nur, ob ſich unſere Gegner nicht dieſen unliebſamen Wett-
e durch Verweigerung der Einfuhrerlaubnis vom Halſe

affen.
Ausdehnung der Rheiniſchen Stahlwerke. Das Rheiniſch-

Weſtfäliſche Kohlenſhyndikat beruft zum 25. Juli eine
Zechenbeſitzerverſammlung ein. Auf der Tagesordnung ſteht die
Beſchlußfaſſung über einen Antrag der Rheiniſchen Stahlwerke,
die Zeche Arenberg- Fortſetzung im Sinne des S 18
des Syndikatsvertrages mit ihren Schachtanlagen als ein Ganzes
zu betrachten, ferner ſoll in der Verſammlung über die
Teilung des Ausgleichsfonds Beſchluß gefaßt werden.

Folgen des Kohlenmangels in Sachſen. Das Groß-Säch
ſiſche Elektrizitätswerk in Oberlungwitz hat im Erzgebirge wegen
Kohlenmangels den Strom ſperren müſſen. Ueber 200
Orte mit ſtarker Jnduſtriebevölkerung werden unter dieſer Maß
nahme zu leiden haben. Die elektriſche Straßenbahn Hohen-
ſtein Gersdorf Oelsnitz mußte den Betrieb ebenfalls ein
ſtellen.

Böhmiſche Braunkohlen für tſchland. Die Verhandlun
gen über die Erweiterung des böhmiſchen Braunkohlenexportes
nach Sachſen und Bayern ſind abgeſchloſſen und führten zu dem
Erfolg, daß das Exportkontingent noch in dieſem Monat
auf das vorjährige Ausmaß, alſo auf etwa das Drei-
fache des jetzigen, erhöht wird. Die Durchführung hängt noch

von der Wagengeſtelkung ab, die ſich auf etwa 2070
Durchſchnittsleiſtung gehoben hat. Damit iſt die genügen
Stellung von Wagen geſichert. Jns Gewicht fällt auch
Elbeverkehr, der ſelbſt bei gutem Waſſerſtande in der i
ten Zeit ohne Bedeutung war; er wird zu neuem Leben
wachen. Dieſe Hoffnung hat auch in den letzten Tagen zu ein
Steigerung der Elbe-Schiffahrts- Aktien d
Dresdner Börſe geführt. Als Gegenleiſtung für die bedeuten
Vermehrung der Braunkohlenausfuhr nach Deutſchland wen
die entſprechenden Mengen Steinkohlen und Koks nach Vöhn
eingeführt. Das Verbot der Kompenſationskohlen als Austau
gegen Lebensmittel iſt nunmehr in Kraft getreten. Kome
ſationsſendungen werden nunmehr für Lieferung von Veſ
dung und Ausrüſtungsgegenſtänden der Bergarbeiter bewilig

Elbeſchiffahrt. Es traf heute der Kahn Nr. 5600 in Aken en

Verſchiedene Mitteilungen
Die Maßnahmen gegen die Steuerflucht. Ueber den

des Geſetzentwurfes betreffend die Steuerflucht erfahren
unter anderm folgendes: Obwohl die Devi ſenordnunaufgehoben müſſen aus ſteuerlichen Gründen, und m
das im Inlande befindliche volkswirtſchaftliche Kapital möglich
zu ſchonen, einige Teile der Deviſenordnung noch aufrecht erha,
ten werden; denn die Regierung kann nicht zugebn, daß deutſche
Kapital wahllos ins Ausland abfließt. Aus dieſem Grunde i
es nur zuläſſig, in und ausländiſche Zahlungsmittel, wozu Bat
noten, Schecks, Wechſel uſw. gehören, ins Ausland durch Wer
mittelung einer Bank oder Bankfirma zu ſenden. Der Abſende
des Geldes muß eine Erklärung abgeben, die die Gründe de
Geldüberweiſung rechtfertigt. Die Erklärung iſt in drei Form
laren auszufertigen Eine davon geht dem zuſtändigen Steuer
amt zu. Eine direkte Störung der a findet nih
ſtatt. Der Poſtanweiſungsverkehr und Poſtſcheckverkehr wird v
der Beſtimmung ni betroffen. Ausländiſche Wertpapien
dürfen im Auslande nicht gekauft werden. Der Erwerb ausla
diſcher Wertpapiere iſt nur mit Genehmigung der Reichsbank z
läſſig. Ebenſo dürfen ohne Genehmigung dieſer im Ausland
keine Kredite gewährt werden.

Freigabe der Schweizer Ausfuhr. Das Volkswirtſchaftz.
departement hat für eine Reihe von Zolltarifkategorien die Y.
willigung zur Ausfuhr über alle Grenzen erteih
Zu dieſen Waren gehören: Häute, Felle, Lederwaren, Schuß
waren, Holz, Papier, graphiſche Erzeugniſſe, Baumwolle, Seid,
Konfektionsware, Stahl, Metalle, Maſchinen, Uhren, Drogen un
Farbwaren. Außerdem wurde die allgemeine Ausfuhr bewilligt
für eine Reihe von Nahrungs und Genußmitteln.

Sächſiſches Landespreisamt. Die ſächſiſche Landespreiz
prüfungsſtelle des Kriegswucheramtes, die Vollzugsabteilum
des Kriegswucheramtes und die Erſatzmittelſtelle ſind zu ein
ſelbſtändigen Behörde unter r Namen Landez,
preisamt vereinigt worden, das der Aufſicht des Wir
ſchaftsminiſteriums unterſtellt iſt. Dem Landespreisamt wiy
ein Beirat von Fachleuten beigegeben.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Das Geſchäft an der Börſe iſt allge

mein ſtiller geworden, und nur auf einigen Marktgebieten komm
es zu lebhafteren Umſätzen. Hierher gehörten heute beſonder
Schiffahrtsaktien, die bis 4 Prozent höher in Kurs geſetzt wurden
Auch oberſchleſiſche Montanpapiere erhielten ſichtlich die Kaufluſt
und es kam hierin zu neuen Preisbeſſerungen um 1---83 Prozent
Auch chemiſche Werte wurden zeitweiſe bei Kursgewinnen hi;
4 Prozent rege gehandelt. Die übrigen Montanwerte unter
lagen aber in der Hauptſache Preisabſchwächungen, die bis z
8 Prozent gingen. Von dieſen wurden auch Hohenlohe und
Laurahütte betroffen, ſo daß ſpäter auch die anderen oberſchlef,
ſchen Werte etwas abbröckelten. Recht feſt lagen Rombacher
Die bevorzugten Märkte der ausländiſchen Bahnen und der
deutſchen Kriegsanleihe ſind in den Hintergrund getreten. Die
Kurſe behaupteten ſich. Kriegsanleihe hielt ſich auf 84. Stiller
lagen Schatzſcheine und alte heimiſche Renten. Kanada ſchwank,
ten zwiſchen 405 und 397. Stärker rückgängig war Rheinmetal
und Daimler. Oeſterreichiſche und ungariſche Renten waren
unverändert.

Produktenbericht. Weſentlich Neues iſt im freien Waren-
verkehr nicht zu berichten. Jn Serradella wird neue Ware für
Lieferung im November und Januar mit ungefähr 47 Mark an
geboten, während alte gute Saatware mit 58 Mark begehrt
wurde. Jn Lupinen ſtellten ſich blaue und gelbe im Preiſe unge
fähr gleichwertig. Das noch immer angebotene Lupinenmehl iſt
nur noch ſchwer verkäuflich, weil die Bäcker es als Brotbei
miſchung nicht mehr benutzen dürfen. Jn Heu und Stroh haben
die bisherigen ſtarken Preisrückgänge die Käufer ſehr vorſichtig
gemacht. Wetter: leicht bewölkt.
Im freien Verkehr wurden nichtamtlich ermittelt:
Visenbahn-Aktien: Gasmotoren Deutz 1432Halberstadt -Blankenb. Gebhardt u. Co.
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Chem. Griesheim 203.75 Strals. SpielkartenCGhem. v. Heyden 218, Thale-Eisenhütte 3CGonsolidation Schalke 249.- Triptis- Akt. -Ges. II
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